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Geſetz⸗ Sammlung 


für die 


Kö nigtigen Preußiſchen Staaten. 


? 


an No. 2 


(No. 2620 Alerböchſte Kabinetsorder an das Staats: ei vom aten Februar 
1815, daß Niemand eine die Haͤlfte ſeines Vermögens uͤberſteigende 
Kaution fuͤr Kaſſenbediente ꝛc. machen fol, 


E. tritt jetzt zum oͤftern der Fall ein, daß diejenigen, welche fuͤr Ver⸗ 
walter von Kaſſen oder anderem Staats-Vermoͤgen Kaution geleiſtet haben, 
bei entſtandenen Defekten, dieſe Kaution nicht anders, als mit ihrem gaͤnz⸗ 
lichen Ruin, verlieren koͤnnen, und dieſer Umſtand hat von Zeit zu Zeit die 
Nee mehrerer nicht unbedeutender Defekt-Summen veranlaßt. 
Dem ſoll fuͤr die Folge dadurch begegnet werden, daß Niemand eine die Haͤlfte 
ſeines Vermoͤgens uͤberſteigende Kaution fuͤr einen Kaſſenbedienten, oder fuͤr 
andere Verwalter von Staatsvermoͤgen machen darf; indem man ſich nur in 
dieſem Falle ohne Haͤrte gegen den Buͤrgen an die beſtellte Kaution halten 
kann. Eine Nachweiſung des Vermoͤgens von Seiten des Caventen iſt hier— 
bei nicht noͤthig; es iſt hinreichend, wenn er bei der Kautionsleiſtung ver⸗ 
ſichert, daß der Betrag der Kaution die Haͤlfte ſeines Vermoͤgens nicht uͤber⸗ 
ſteige, und ihm dabei bekannt gemacht wird, daß er mit dieſer Verſicherung 
zugleich auf alle und jede Nachſicht bei der etwanigen Einziehung der be— 
ſtellten Kaution Verzicht leiſte. Das Staats-Miniſterium hat hiernach das 
Erforderliche fuͤr kuͤnftige Faͤlle zu verfuͤgen. 
Wien, den 2ten Februar 1815. 


Friedrich Wilhelm. 


An 
das Staats⸗Miniſterium. 


Jahrgang 1815. ä . B o. 263.) 


(Ausgegeben zu Berlin den Aken Marz 1815.) 
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(No. 263.) Allerhöchfte Kabinetsorder an den Staatskanzler Fürſten von Harden berg, 
6 treffend die Beſtimmung, daß die Denkmuͤnzen, welche für den letzt⸗ 
beendigten Krieg geſtiftet worden, nach dem Tode ihrer Beſitzer, bei den 
Kirchſpielen „zu welchen die Jerſtorbenen gehoͤrten, aufbewahrt werden 
ſollen. Vom ten Februar 1815. SER; 


U. das Andenken derer, welche an dem letztbeendigten Kriege Theil ge- 
nommen, moͤglichſt zu erhalten, beſtimme Ich hierdurch: daß die Denkmuͤn⸗ 
zen, welche Ich für dieſen Krieg geſtiftet habe, nach dem Tode ihrer Be- 
ſitzer, bei den Kirchſpielen, zu welchen die Verſtorbenen gehoͤrten, aufbe⸗ 
wahrt werden ſollen. Eben ſo ſind von allen Beſitzern der Denkmünze (ſo⸗ 
bald fie das ſtehende Heer verlaſſen) in den Kirchſpielen Namens-Verzeich⸗ 


niſſe zu fuͤhren, welche ganz einfach angefertigt, zur beſſeren Ueberſicht in 


den Saeriſteien angeheftet werden ſollen. Wer nach der Verordnung vom 
Zoſten Oktober v. J. der Denkmuͤnze verluſtig geht, wird aus dem Ver⸗ 
zeichniffe geſtrichen, und die Denkmuͤnze muß in ſolchem Fall an die Gene— 
ral-Ordens-Kommiſſion durch die Ortsbehoͤrde eingeſandt werden. Ich uͤber⸗ 
laſſe Ihnen, zur Ausfuͤhrung dieſes Beſchluſſes, die nöthigen Bekanntma⸗ 
chungen und Verfuͤgungen. 


Wien, den 7ten Februar 1815. N 
CFC 


An. Te 
den Staatskanzler Fuͤrſten von Hardenberg. 


(No. 364.) 


en, 


= a». 


(No. 264.) Verordnung wegen Erhaltung der Grund Eigenthümer. Vom i ſteu 
a: Marz 8 , 8 Er Er | 
Wir Zeiednic, Wilpelm, ven Gottes Grader, Küng son 
„ Penn . an 


haben durch Unſere Ordre vom Zten Juni v. J. (No. 229. der Geſetzſamm⸗ 
lung) in Nuͤckſicht auf die Verpflichtungen der Grundbeſitzer gegen ihre Glaͤu⸗ 
biger diejenigen Beſtimmungen getroffen, welche Wir zur Aufrechthaltung der 
Grundbeſitzer hinreichend hielten. x ER 
Die Berichte Unſerer Behörden über den gegenwärtigen Zuſtand des 
Grund⸗Eigenthums haben Uns jedoch uͤberzeugt, daß eine weſentlichere Huͤlfe 
noͤthig ſey, und da Wir erwogen haben, daß die Drangſale des Krieges 
vorzuͤglich das Grund⸗Eigenthum zerruͤttet, daß es vorzüglich die Kraͤfte des 
Grund ⸗Eigenthums geweſen, durch deren Verwendung in die Koſten des 
Krieges, die Unabhaͤngigkeit des Vaterlandes wieder erſtritten worden, daß 
den Grundbeſitzern bei weitem nicht alle Kriegesleiſtungen und Beſchaͤdigun⸗ 
gen durch die Staatskaſſe verguͤtet werden koͤnnen, und daß durch den Ueber⸗ 
gang des größten Theils alles Land-Eigenthums in fremde Hände als noth⸗ 
wendige Folge der Subhaſtationen, große Nachtheile entſtehen, und auf die 
Eigenthuͤmlichkeit des Volks verderblich eingewirkt werden wuͤrde; ſo verord— 
nen Wir hierdurch: N ER : 


. . 
Daß vorjetzt, weder wegen Kapital noch wegen der bis zum 24ſten Juni 
1814. ruͤckſtaͤndig gebliebenen Zinſen, Exekution gegen Geundbeſitzer verfügt 
oder vollſtreckt, jede wegen Kapital oder Zinſen-Ruͤckſtand bis 24ſten Juni 
v. J. verhaͤngte Sequeſtration eines Grundſtuͤcks aufgehoben, und jede die⸗ 
ſerhalb, nicht aber wegen eröffneten Konkurſes verfügte Subhaſtation des 
verſchuldeten Grundſtuͤcks nur bis zur Adjudikation fortgeſetzt, dann aber der 
Zuſchlag ſuspendirt werden ſoll, bis Wir wegen dieſes ganzen, die allge⸗ 
meine Wohlfahrt ſo nahe angehenden Gegenſtandes, anderweitige Verord⸗ 
nung ergehen laſſen. a | 


Unſer Staats - Minifterium iſt beauftragt, nach erfolgter gruͤndlicher 
Berathung mit den Provinzial-Behoͤrden und den Landes- Repräſentanten, 
über die zur Konſervation der Grundbeſitzer zu nehmenden Maaßregeln, und 
ſpaͤteſtens bis zum Iften Juli d. J. ein vollſtaͤndiges Gutachten, welches ſich 
gleichfalls auf die mit Unſerer Monarchie wieder vereinigten und die neu er⸗ 
worbenen Provinzen erſtrecken foll, zum Behuf eines alsdann unverzuͤglich, 
ſpaͤteſtens in 6 Monaten, zu publizirenden Geſetzes vorzulegen. 
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In Ruͤckſicht der wieder aufzuhebenden Sequeſtrationen find die Gerichtsbe⸗ 
hoͤrden oder Landſchaftsdirektionen, von welchen fie verhaͤngt worden, authoriſirt, 
ſolche Maaßregeln zu treffen, daß die ſonſt zu beſorgenden Verwirrungen aller 
Art, inſonderheit in dem Schuldverhaͤltniß des Glaͤubigers und des Schuldners 
nach Moͤglichkeit vermieden werden; die Wiedereinſetzung des Schuldners, gegen 
den blos wegen Kapital und wegen Zinſen-Ruͤckſtandes bis 24ſten Juni 18 14. 
oder wegen eines von beiden, die Sequeſtration verhaͤngt worden, in den Befitz 
ſeines Grundſtuͤcks, muß aber ohne Verzoͤgerung dieſer Angelegenheit erfolgen, 
und es koͤnnen nur diejenigen Grundbeſitzer von der Anwendung dieſer Verord⸗ 
nung wisgefchleffen werden, uber deren Vermögen bereits der Konkurs ausgebro⸗ 
chen iſt, oder die ihre verſchuldeten Grundſtuͤcke verlaſſen haben, oder die auch 
„die laufenden Zinſen, vom 24ſten Juni v. J. gerechnet, nicht gezahlt haben; in⸗ 
dem von allen dieſen anzunehmen iſt, daß ihnen der Beſitz ihres Grundvermoͤ⸗ 

geus auf keine Weiſe erhalten, oder wieder verſchafft werden kann. 


Daß wegen der ſeit dem 24ſten Juni vorigen Jahres verfallenen Zinſen 
die Exekution gegen Grundbeſitzer auch jetzt, nach Vorſchrift der Geſetze, voll⸗ 
ſtreckt werden kann, verſteht ſich hiernach von ſelbſt. n 


§. 3: 

Wegen der ſeit dem Erlaß der Kabinets-Ordre vom Taten Auguſt 1813. 
noch nicht eingehobenen Gerichtskoſten der Grundbeſitzer ſoll ebenfalls zur Zeit 
keine Exekution flott finden. Wenn immiltelſt wegen dieſer Ruͤckſtaͤnde zur Be: 
ſtlreitung der Juſtiz⸗Verwaltungskoſten ein anderweitiger Zuſchuß aus den Staats⸗ 

Kaſſen erforderlich iſt; ſo ſoll derſelbe geleiſtet werden. b 


Die Grund⸗Beſitzer werden aus dieſer Verordnung von neuem entnehmen, 
wie vorſorglich Wir auf ihre Konſervation halten; aber auch die Glaͤubiger der⸗ 
ſelben muͤſſen aus dem Erlaß Unſerer Ordre vom Zten Juni v. J. ſich uͤberzeu⸗ 
gen, daß Wir, weit entfernt, ihrem wohl erworbenen Recht zu nahe zu treten, 
unmittelbar nach dem Friedensſchluß vom 30ſten Mai vorigen Jahres darauf Be⸗ 
dacht geweſen ſind, ihre Rechte in volle Wirkſamkeit treten zu laſſen, ſobald 
nur ein gegruͤndeter Anſchein der Möglichkeit dazu vorhanden war; daß Wir al⸗ 
ſo dieſe zur wechſelſeitigen Herſtellung des Vertrauens zwiſchen Glaͤubiger und 
Schuldner gerechter Weiſe ſo fruͤh erlaſſene Ordre gewiß in ihrer vollen Kraft be⸗ 
ſtehen laſſen wuͤrden, wenn die ſeitdem gemachte Erfahrung uns nicht unerwartet 
gezeigt hätte, daß ihre Ausführung nicht anders moͤglich ſey, als mit dem gaͤnz⸗ 
lichen, auch in ſtaatswirthſchaftlicher Hinſicht fo verderblichen Ruin der meiſten 
Grundbeſttzer. 

Die 
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Die Gläubiger, für deren eigene Erhaltung durch die Sicherſtellung der 
laufenden Zinſen geforgt iſt, muͤſſen hierbei vorzuͤglich erwägen, daß ihr eignes 
Kapital⸗Vermoͤgen durch die Anſtrengungen, die Wir in fo uͤberwiegendem Ver⸗ 
haͤltniß zur Herſtellung des Staats von dem Grund⸗Eigenthum zu fordern gend- 
thigt geweſen ſind, gerettet und erhalten worden, und kein Wohlgeſinnter unter 
ihnen wuͤrde die Maaßregeln der Strenge billigen, welche in gewoͤhnlichen Zei⸗ 
ten zur Aufrechthaltung des Kredits angemeſſen ſind, doch unter den außerordent⸗ 
lichen Umſtaͤnden, aus denen der Staat hervorgegangen, die Gerechtigkeit, wel⸗ 
che ſie auszuuͤben beſtimmt ſind, in um ſo hoͤherm Grade verletzen wuͤrden, je⸗ 
mehr die wieder aufbluͤhende Wohlfahrt des Staats die Erwartungen rechtfer⸗ 
tigt, daß auch der größere Theil der Grund⸗Eigenthuͤmer zu erhalten ſeyn 
werde. Wir hegen daher zu den Glaͤubigern der Grund-Eigenthuͤmer das 
gerechte Vertrauen, daß ſie, weit entfernt, diejenigen aus ihrem Eigenthum 
zu vertreiben, die mit ſo großen Opfern fuͤr die Erhaltung des Vaterlandes 
und des öffentlichen Wohls wirkſam geweſen find, vielmehr zu jeder Schonung 
und Milde die Hand bieten werden. f 


Gegeben Wien, den Iſten Marz 1815 


a 


Fried rich Wilhelm. 


E. F. 0. Hardenberg. 


(No. 265 .) 


(No. 265.): Anderweitige Verordnung wegen Vergütung der Kriegs - Leiſtungen. Vom 
a ‚ıften März. 1815. „ 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
N n I 


haben auf die Antraͤge der interfmiſtiſchen Landes⸗Repräſentanten das Edikt 
vom Zten Juni v. J. wegen Verguͤtung der Kriegsleiſtungen in nachſtehender 
Art zu erweitern und berichtigen zu laſſen beſchloſſen. 3 


Art. I. zum ST. 8 HERR 

a) Den Einwohnern der Provinz Oſtpreußen, Litthauen, Weſtpreußen 
wird geſtattet, ihre Lieferungen fuͤr den Zeitraum vom Iſten März 1812. 
bis Tſten Januar I813,, nach eben den Grundſaͤtzen zu liquidiren, wel⸗ 

che wegen der Lieferungen aus der zweiten Periode vorgeſchrieben find. 
b) So weit dieſe Lieferungsforderungen den. zu kompenſirenden Betrag der 
Vermoͤgens- und Einkommenſtener uͤberſteigen, werden Lieferungsſcheine 

daruͤber ausgefertigt, doch ſteht es a 
) den Intereſſenten frei, mit Verzicht hierauf ihre Leiſtungen aus dem 
Jahre 1812. nach den Grundſaͤtzen der Verordnung vom 19 ten Dezem⸗ 
ber 1812. zu liquidiren und mit der Vermoͤgens- und Einkommenſteuer 
zu verrechnen. 5 
. Art. II. zum §. 4. | 

Dem zur Realifation der Lieferungsſcheine beſtimmten Fonds ſollen auch 
die Ueberſchuͤſſe zufließen, welche die Einziehung der Reſte der Vermoͤgens⸗ 


Hund Einkommenſteuer, nach Einlöfung der Steuer-Anweiſungen und geſtem⸗ 
pelten Treſorſcheine ergeben wird, um die Mehrausgabe zu decken, welche 


durch die Beſtimmung des Art. I. entſteht. 


f Art. III. zum F. 5. 5 
aur Beſcheinigung der geleiſteten Lieferungen koͤnnen auch Atteſte der 
Landraͤthe, Verpflegungs-Kommiſſarien und Etappen-Dinektoren, oder auch 


gerichtliche, durch die Dorfgerichte aufzunehmende Beweiſe, die jedoch der 
gruͤndlichen Prüfung der Regierungen zu unterwerfen find, angenommen wer- 


den, wie Wir überhaupt genehmigen, daß den Liguidanten die Fuͤhrung des 

Beweiſes ſoviel als moͤglich erleichtert werde. ee > 
a | Art. IV. zum H. 6. | 

Ueber den Antrag der interimiſtiſchen Landes⸗Repraͤſentanten, daß auch 

die mit Natural⸗Verpflegung für den Wirth verknuͤpft geweſene Einquartie⸗ 
a SI rung 


rung und der Vorſpann, welche nach der Vorſchrift des H. 6. von der Liqui⸗ 
dation ausgeſchloſſen bleiben, zur Verguͤtung angenommen werden moͤgen, 
behalten Wir Uns die Entſcheidung vor, ſobald die Provinzial⸗Behoͤrden das 
ihnen aufzutragende Liquidations⸗Geſchaͤft vollendet haben werden. 


re Art. V. zum F. 8. n 
Cböbben dieſe Entſcheidung behalten Wir Uns uͤber den Antrag der Re⸗ 
praͤſentanten vor, daß die gelieferten Pferde nicht nach den Normal⸗Preiſen 
des H. 8. ſondern nach den aufgenommenen Taxen, in ſoweit die taxmaͤßig 
Bezahlung zugeſichert worden, bezahlt werden moͤgen. ö 


Die zur Landwehr von Individuen gelieferten Pferde ſollen nach den 
Normal⸗Preiſen des $. 8. verguͤtet werden. In ſoweit aber die Kreiſe dieſe 
Pferde geliefert, hat es bei der Beſtimmung des H. 5. fein Verbleiben. 


Art. VI. zu den $$. 16 — 19. 
a Um die Lieferungsſcheine fuͤr die Inhaber anwendbarer zu machen, ver⸗ 
ordnen Wir: : 
1) Jeder Inhaber eines Lieferungsſcheins kann ihn gegen einen Staats⸗ 

ſchuldſchein umtauſchen; = 

2) er verliert hierdurch den Anſpruch auf Bezahlung aus dem zur Reali⸗ 
ſation der Lieferungsſcheine beſtimmten Fonds; > 

3) da die Staatsſchuldſcheine unter 25 Tylr. nicht ausgefertigt werden 
koͤnnen, ſo werden Lieferungsſcheine unter 25 Thlr. nicht ausgetauſcht; 

4) bei Ausfertigung der Lieferungsſcheine muß darauf Ruͤckſicht genommen 
werden, daß ſie auf eine anstauſchungsfaͤhige Summe lauten, und uͤber 
den üͤberſchießenden Betrag unter 25 Thlr. ein beſonderer Lieferungs⸗ 
ſchein ausgefertigt werde; i 

5) die Zins-Koupons zu den eingetauſchten Staatsſchuldſcheinen empfaͤngt 
der Inhaber von demjenigen Termin an, der dem Datum des Lieferungs⸗ 
ſcheins am naͤchſten kommt; ö => 

6). follte die Ausfertigung des Staatsſchuldſcheins Anſtand finden, ſo er⸗ 
hält der Praͤſentant des Lieferungsſcheins einen zu Vier pro Cent zins⸗ 
baren Interimsſchein, der bis zur Aushaͤndigung des. Staatsſchuldſcheins 

deſſen Stelle vertritt, und nur mit ſchriftlicher Ceſſion von Hand in 
Hand gehen kann; 5 ER 

7) der Zinsbetrag der für Lieferungsſcheine ausgegebenen Staatsſchuld⸗ 
ſcheine wird vorläufig. aus den Realiſations⸗Fonds (H. 4.) entnommen, 
bis der Zuſtand der Staatskaſſe geſtattet, ihn anderweit anzuweiſen; 


en 8) die 


a — 5 


8) die Ordnung, in der die Realiſation der in Cirkulation verbleibenden 

Lieferungsſcheine erfolgt, wird von einem Zahlungs-Termin zum andern 

durch das Loos beſtimmt; 8 i a 

9) die Verlooſung erfolgt ohne Ruͤckſicht auf die noch nicht ausgefertigten 
Lieferungsſcheine unter den bei Anlegung des Verlooſungsplans mit ſol⸗ 
chen verſehenen Intereſſenten, zu welchen auch diejenigen, die aus den 
Einkünften der vier erſten Realiſations -Termine Abſchlagszahlungen er⸗ 
halten haben, in Anſehung ihrer Reſtforderungen gehoͤren. 


Art. VII. 


ee, weben, ee Seele, . Wegen Verguͤtung der Kriegsleiſtungen und Beſchaͤdigungen in den mit 
te clic, eee ee linſerer Monarchie wieder vereinigten, und in den neu erworbenen Provinzen 


af Be wachen „ 2. Kut, 2. 5 5 e > - 
ie geh, behalten Wir Uns die näheren Beſtimmungen vor. 


W073 
er Gegeben Wien, den Iſten März 1815. 
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Friedrich Wilhelm. 


C. F. v. Hardenberg. 


7 


